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W110 2231507-1/6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Dr. Peter CHVOSTA als Einzelrichter Gber die Beschwerde
der XXXX, gegen den Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom XXXX, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird gemalR 8 3 Abs. 5 und § 6 Abs. 2 RundfunkgeblUhrengesetz iV.m. 88 47 ff.
Fernmeldegebihrenordnung als unbegriindet abgewiesen.


file:///

B)

Die Revision ist gemaR § 25a Abs. 1 VwWGG i.V.m. Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

1. Mit dem am 24.01.2020 bei der belangten Behdrde eingelangten formularmaRigen Antrag begehrte die
Beschwerdefihrerin die Befreiung von der Rundfunkgebuhr fir Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen.

2. Am 14.02.2020 erging dazu eine Aufforderung der belangten Behorde an die Beschwerdefuhrerin zur Nachreichung

naher bezeichneter Unterlagen binnen einer Frist von zwei Wochen.
3. Die Beschwerdefuhrerin Gbermittelte daraufhin mit Eingabe vom 11.03.2020 weitere Unterlagen.

4. Mit dem angefochtenen Bescheid wies die belangte Behdrde den Antrag der BeschwerdefUhrerin zurtick und fuhrte
u.a. begrindend aus, dass die Beschwerdefuhrerin schriftlich dazu aufgefordert worden sei, bestimmte fehlende
Angaben bzw. Unterlagen nachzureichen, dies jedoch nicht getan habe. Die Beschwerdeflihrerin sei darauf
hingewiesen worden, dass der Antrag zurlickgewiesen werden musse, falls die angeforderten Nachweise und Angaben
nicht innerhalb von zwei Wochen nachgereicht wirden.

5. Gegen diesen Bescheid erhob die Beschwerdefihrerin (durch einen offenkundigen Vertreter) fristgerecht die
vorliegende Beschwerde, mit welcher sie insbesondere einen Bescheid Uber die Zuerkennung einer Leistung zur
Unterstitzung des allgemeinen Lebensunterhalts sowie zur Befriedigung des Wohnbedarfs bis 11.07.2020 nachreichte.

6. Am 28.05.2020 legte die belangte Behorde die gegenstandliche Beschwerde samt Verwaltungsakten dem
Bundesverwaltungsgericht vor.

7. Da die Vollmachtsverhaltnisse betreffend die Beschwerdeerhebung unklar erschienen, wurde ein
Mangelbehebungsauftrag erteilt, dem fristgerecht nachgekommen wurde, indem eine schriftliche Vollmacht vorgelegt

wurde.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Mit ihrem Antrag vom 24.1.2020 auf Befreiung von der Rundfunkgebihr fur Fernseh- und
Radioempfangseinrichtungen legte die Beschwerdefihrerin eine Privathaushaltsbestatigung einer ndher bezeichneten,
mit ihr im gemeinsamen Haushalt lebenden Person und Auszliige aus ihrem Personenkonto von 01.01.2018 bis
31.12.2019 vor.

1.2. Die belangte Behorde richtete an die Beschwerdefihrerin ein mit 14.02.2020 datiertes Schreiben, in dem sie die
Beschwerdefihrerin aufforderte, die Kopie des Nachweises Uber eine im Gesetz genannte Anspruchsgrundlage i.S.e.
sozialen Transferleistung der ¢ffentlichen Hand (,zum Beispiel eine Rezeptgebiihrenbefreiung”) sowie den Nachweis
Uber alle Bezlige der Beschwerdefiihrerin und der in ihrem Haushalt lebenden Personen zu Ubermitteln. Zur Vorlage
wurde eine zweiwdchige Frist eingeraumt und angekundigt, den Antrag zurlckzuweisen, wenn die erwahnten

Unterlagen nicht vorgelegt wirden.

1.3. Die Beschwerdeflhrerin Ubermittelte daraufhin mittels Eingabe vom 11.03.2020 zusatzlich zu den bereits mit
Antragstellung vorgelegten Unterlagen einen Lohnzettel fir den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 31.12.2019 sowie eine
Kursbesuchsbestatigung XXXX der haushaltszugehérigen Person.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen beruhen auf den von der belangten Behdrde vorgelegten Unterlagen. Der Sachverhalt konnte auf
Grund der vorliegenden Aktenlage zweifelsfrei und vollstandig festgestellt werden und ist nicht strittig.
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3. Rechtliche Beurteilung:
Zu A) Abweisung der Beschwerde

3.1 Das Rundfunkgeblhrengesetz, BGBI. | 159/1999 idFBGBI. | 70/2016 (im Folgenden: RGG), lautet auszugsweise
folgendermalRen:

.8 2. (1) Wer eine Rundfunkempfangseinrichtung im Sinne des 8 1 Abs. 1 in Gebauden betreibt (Rundfunkteilnehmer),
hat GebUhren nach § 3 zu entrichten. Dem Betrieb einer Rundfunkempfangseinrichtung ist deren Betriebsbereitschaft
gleichzuhalten.

[...]

8 3. (1) Die GebUhren sind flr jeden Standort (8 2 Abs. 2) zu entrichten und betragen fur

Radio-Empfangseinrichtungen .........cccccoeveeenneencne 0,36 Euro
Fernseh-Empfangseinrichtungen .........cccoceveennenee 1,16 Euro
monatlich.

[...]

(5) Von den Gebuhren nach Abs. 1 sind auf Antrag jene Rundfunkteilnehmer zu befreien, bei denen die in §§ 47 bis 49
der Anlage zum Fernmeldegeblhrengesetz (Fernmeldegebuhrenordnung), BGBI. Nr. 170/1970, genannten
Voraussetzungen flr eine Befreiung von der Rundfunkgebihr vorliegen.

[..J"

3.2. GemalR8 6 Abs. 2 RGG sind im Verfahren Uber Befreiungen tberdies die 88 50, 51 und 53 der Anlage zum
Fernmeldegebihrengesetz (Fernmeldegebihrenordnung), BGBI. 170/1970, anzuwenden. Die im Beschwerdefall
insoweit malRgebenden 88 47 bis 51 der Fernmeldegeblihrenordnung lauten (auszugsweise):

.Befreiungsbestimmungen

§ 47. (1) Uber Antrag sind von der Entrichtung

- der Rundfunkgebuhr fir Radio-Empfangseinrichtungen [...],

- der Rundfunkgebuhr fur Fernseh-Empfangseinrichtungen [...]

zu befreien:

1. Bezieher von Pflegegeld oder einer vergleichbaren Leistung;

2. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktservicegesetz,BGBI. Nr. 313/1994;

3. Bezieher von Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare
sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der 6ffentlichen Hand,

4. Bezieher von Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977,
5. Bezieher von Beihilfen nach dem Arbeitsmarktforderungsgesetz,
6. Bezieher von Beihilfen nach dem Studienférderungsgesetz 1992,

7. Bezieher von Leistungen und Unterstitzungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus
sonstigen offentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedurftigkeit.

(2) Uber Antrag sind ferner zu befreien:

1. Von der Rundfunkgebuihr fur Radio- und Fernseh-Empfangseinrichtungen
a) Blindenheime, Blindenvereine,

b) Pflegeheime fir hilflose Personen,

wenn der Rundfunk- oder Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.
2.Von der Rundfunkgebuhr flr Fernseh-Empfangseinrichtungen

a) Gehorlose und schwer hérbehinderte Personen;
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b) Heime fiir solche Personen,
wenn der Fernsehempfang diesen Personen zugute kommt.

8§ 48. (1) Die Zuerkennung einer GebUhrenbefreiung an Personen nach 8§ 47 ist jedoch dann unzuldssig, wenn das
Haushalts-Nettoeinkommen den fiir die Gewahrung einer Ausgleichszulage fur einen Ein- oder Mehrpersonenhaushalt
festgesetzten Richtsatz um mehr als 12% Ubersteigt.

(2) Die Bestimmungen des Abs. 1 finden auf die nach § 47 Abs. 2 Z 1 und Z 2 lit. b anspruchsberechtigte
Personengruppe keine Anwendung.

(3) Nettoeinkommen im Sinne des Abs. 1 ist die Summe samtlicher Einklnfte in Geld oder Geldeswert nach Ausgleich
mit Verlusten und vermindert um die gesetzlich geregelten Abzlge.

(4) Bei Ermittlung des Nettoeinkommens sind Leistungen auf Grund des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967,
Kriegsopferrenten, Heeresversorgungsrenten, Opferflirsorgerenten, Verbrechensopferrenten sowie Unfallrenten und
das Pflegegeld nicht anzurechnen. Nicht anzurechnen sind aulBerdem die EinklUnfte der am Standort einer zu
pflegenden Person lebenden Pflegeperson, die aus den Einklnften anderer im Haushalt lebender Personen bestritten

werden.

(5) Ubersteigt das Nettoeinkommen die fiir eine Geblihrenbefreiung maRgebliche Betragsgrenze nach Abs. 1, kann der
Befreiungswerber als abzugsfahige Ausgaben geltend machen:

1. den Hauptmietzins einschlielich der Betriebskosten im Sinne des Mietrechtsgesetzes, des
Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetzes und anderer vergleichbarer mieterschiitzender Gesetze, wobei eine gewahrte
Mietzinsbeihilfe  anzurechnen ist; besteht kein Rechtsverhdltnis nach dem Mietrechtsgesetz, dem
Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetz oder anderen vergleichbaren mieterschiitzenden Gesetzen, so ist ein monatlicher

Pauschalbetrag in der Hohe von 140,00 Euro als Wohnaufwand anzurechnen,

2. anerkannte aufergewochnliche Belastungen im Sinne der 88 34 und 35 des Einkommensteuergesetzes 1988,
Ausgaben im Zusammenhang mit einer 24-Stunden-Betreuung kénnen auch geltend gemacht werden, wenn der Bezug

eines Zuschusses des Sozialministeriumservice zur Unterstitzung der 24-Stunden Betreuung nachgewiesen wird.
8 49. Eine Gebuhrenbefreiung setzt ferner voraus:

1. Der Antragsteller muss an dem Standort, fur welchen er die Befreiung von der Rundfunkgebihr beantragt, seinen

Hauptwohnsitz haben,
2. der Antragsteller muss volljahrig sein,
3. der Antragsteller darf nicht von anderen Personen zur Erlangung der Gebuhrenbefreiung vorgeschoben sein,

4. eine Befreiung darf nur fur die Wohnung des Antragstellers ausgesprochen werden. In Heimen oder Vereinen gemaf}
8 47 Abs. 2 eingerichtete Gemeinschaftsraume gelten fir Zwecke der Befreiung als Wohnung.

8 50. (1) Das Vorliegen des Befreiungsgrundes ist vom Antragsteller nachzuweisen, und zwar:
1.in den Fallen des § 47 Abs. 1 durch den Bezug einer der dort genannten Leistungen,

2. im Falle der Gehorlosigkeit oder schweren Hoérbehinderung durch eine arztliche Bescheinigung oder durch einen
vergleichbaren Nachweis lGber den Verlust des Gehérvermdégens.

(2) Der Antragsteller hat anlasslich seines Antrages Angaben zum Namen, Vornamen und Geburtsdatum aller in
seinem Haushalt lebenden Personen zu machen. Die GIS Gebulhren Info Service GmbH ist, sofern der Antragsteller
und alle in seinem Haushalt lebenden Personen dem schriftlich zugestimmt haben, berechtigt, diese Angaben im Wege
des ZMR auf Richtigkeit und Vollstandigkeit zu Uberprufen, wobei die Anschrift als Auswahlkriterium vorgesehen

werden kann.

[...]

(4) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH ist berechtigt, den Antragsteller zur Vorlage samtlicher fir die Berechnung des
Haushalts-Nettoeinkommens erforderlichen Urkunden aufzufordern.



(5) Die GIS Gebuhren Info Service GmbH kann die in Betracht kommenden Trager der Sozialversicherung um Auskunft
Uber das Bestehen der fur die Befreiung maligeblichen Voraussetzungen ersuchen, wenn berechtigte Zweifel an der
Richtigkeit der Angaben des Antragstellers bestehen; diese sind ihrerseits zur kostenfreien Auskunft verpflichtet.

(6) Die Gesellschaft darf die ermittelten Daten ausschlieBlich zum Zweck der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwenden; sie hat dafur Sorge zu tragen, dass die Daten nur im zulassigen Umfang verwendet werden und hat
Vorkehrungen gegen Missbrauch zu treffen.

8 51. (1) Befreiungsantrage sind unter Verwendung des hieflr aufgelegten Formulars bei der GIS Gebuhren Info
Service GmbH einzubringen. Dem Antrag sind die gemal 8 50 erforderlichen Nachweise anzuschlieRen.

(2) Die GebUhrenbefreiung ist mit hochstens funf Jahren zu befristen. Bei Festsetzen der Befristung ist insbesondere
Bedacht auf die Art, die Dauer und den Uberprifungszeitraum der in § 47 genannten Anspruchsberechtigung zu

nehmen. [...]"

3.3. Die Fernmeldegebihrenordnung enthalt also die Verpflichtung des Antragstellers, den Grund fur die Befreiung von
der Rundfunkgebihr durch den Bezug einer der in 8 47 Abs. 1 leg. cit. genannten Leistungen nachzuweisen. Die

erforderlichen Nachweise sind gemal? 8 51 Abs. 1 zweiter Satz leg. cit. dem Antrag anzuschlie3en.

3.4. Gegenstand des bekampften Bescheides ist die Zurlckweisung eines Antrags auf Befreiung von der Entrichtung
der Rundfunkgebihr: Wie der Verwaltungsgerichtshof - zur Rechtslage vor Inkrafttreten der
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle, BGBI. | 51/2012, - in seinem auch das RGG und die Fernmeldegebiihrenordnung
betreffenden Erkenntnis vom 29.05.2006, ZI. 2005/17/0242, ausgefuhrt hat, ist im Falle einer Berufung gegen einen
Bescheid, mit dem ein Antrag gemaR § 13 Abs. 3 AVG zurtickgewiesen wurde, Gegenstand der Berufungsentscheidung
allein die Frage, ob der angefochtene (unterinstanzliche) Bescheid dieser Gesetzesbestimmung entspricht, d.h. ob die
sachliche Behandlung des Antrags mangels Befolgung des Verbesserungsauftrages zu Recht verweigert wurde. Damit
ist aber auch eine Behebung des Mangels, der zur Zurlckweisung des Antrags geflihrt hatte, im Stadium des
Berufungsverfahrens nicht mehr zulassig (vgl. auch VwGH 21.03.2013, 2012/09/0120).

Diese Aussagen des Verwaltungsgerichtshofs zur Beschrankung des Gegenstandes eines Berufungsverfahrens bei
einer erstinstanzlichen Zurlckweisung eines Antrags auf die Frage der RechtmaRigkeit der Zurlickweisung sind ohne
Zweifel auf das Verfahren vor einem Verwaltungsgericht Uber eine Beschwerde gegen einen zurlckweisenden
Bescheid Ubertragbar (vgl. VWGH 18.12.2014, Ra 2014/07/0002; siehe ferner Hengstschlager/Leeb, Kommentar zum
AVG [2014], Rz. 30 zu § 13).

Es ist daher allein entscheidungswesentlich, ob die Zurtickweisung des Antrags durch die belangte Behtérde wegen
Nichterbringung des gemal’ 8 50 Abs. 1 Z 1 i.V.m. § 47 Abs. 1 Fernmeldegebuihrenordnung geforderten Nachweises zu
Recht erfolgt ist.

3.5. GemalR § 13 Abs. 3 AVG ermachtigen Mangel schriftlicher Anbringen die Behdrde nicht zur Zurtckweisung. Die
Behorde hat vielmehr von Amts wegen unverziglich deren Behebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die
Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbringen nach
fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurtickgewiesen wird. Wird der Mangel rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als
ursprunglich richtig eingebracht.

Die von der Behorde gesetzte Frist muss zur Vorlage bereits vorhandener Unterlagen angemessen sein, nicht aber zur
Beschaffung dieser Unterlagen (vgl. VWGH 6.7.1989, 87/06/0054; 29.10.1992, 92/10/0410).

3.6. Von der Beschwerdefuhrerin wurden im Zeitpunkt der Antragstellung die gemal} Fernmeldegebihrenordnung
geforderten Nachweise nicht erbracht. Mit Schriftsatz vom 14.02.2020 wurde die Beschwerdefuhrerin deshalb u.a.
aufgefordert, einen Nachweis Uber den aktuellen Bezug einer der in 8 47 Abs. 1 Fernmeldegebihrenordnung
genannten Leistungen im Sinne einer sozialen Transferleistung der Offentlichen Hand, wie etwa einer
Rezeptgebuhrenbefreiung sowie Uber samtliche ihrer Einklnfte sowie jener der mit ihr im gemeinsamen Haushalt
lebenden Person vorzulegen.

Da von der Beschwerdefuhrerin die bis zur Bescheiderlassung erforderlichen Nachweise nicht vollstandig erbracht
wurden, wurde der verfahrenseinleitende Antrag von der belangten Behorde zurlickgewiesen.

Unter Zugrundelegung der vorgenannten Judikatur lag im Beschwerdefall ein Mangel des verfahrenseinleitenden
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Antrags vor, weshalb auch der Verbesserungsauftrag der belangten Behorde erforderlich war, wobei die gesetzte Frist
zur Vorlage der Unterlagen angemessen war. Die Beschwerdeflhrerin hat diesen Verbesserungsauftrag bis zur
Bescheiderlassung nicht erfillt. Dieser Umstand wurde in der Beschwerde auch nicht bestritten, zumal sie selbst
darauf verweist, mit der Beschwerde die ,noch fehlende Zuerkennung der Mindestsicherung” nachzureichen.

3.7. Eine Verbesserung des verfahrenseinleitenden Antrages nach Erlassung des Zurlckweisungsbescheides ist jedoch
in Bezug auf das urspringliche Ansuchen wirkungslos und bei der Prufung der RechtmaRigkeit des
Zuruckweisungsbescheides auller Acht zu lassen (vgl. VwWGH 3.3.2011, 2009/22/0080; 3.12.1987, 87/07/0115). Folglich
sind - da im vorliegenden Verfahren ausschliel3lich von Relevanz ist, ob der notwendige Nachweis eines aktuellen
Bezuges einer der im Gesetz genannten Leistungen im Sinne einer Transferleistung der 6ffentlichen Hand im Verfahren
vor der belangten Behérde vorlag - der von der Beschwerdefiihrerin mit der Beschwerde vorgelegte Bescheid Uber die
Zuerkennung des Bezugs von Sozialhilfe zur Unterstiitzung des allgemeinen Lebensunterhalts sowie zur Befriedigung
des Wohnbedarfs vom Bundesverwaltungsgericht nicht in die Beurteilung miteinzubeziehen. Ein solcher Umstand
kann bzw. konnte daher nur im Wege eines neuen Antrags bei der belangten Behdrde geltend gemacht werden (vgl.
BVWG 2.1.2018, W120 2134462-1; 11.1.2019, W110 2197137-1). Die erforderlichen Nachweise waren - wie angefuhrt -
gemal § 51 Abs. 1 Fernmeldegebihrenordnung bereits dem verfahrenseinleitenden Antrag anzuschlieBen gewesen.

Da die Zuruckweisung daher zu Recht erfolgt ist, war die Beschwerde als unbegriindet abzuweisen.

Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich jedoch veranlasst festzuhalten, dass die vorliegende abschlagige
Entscheidung einer neuerlichen Antragstellung bei der GIS Gebuhren Info Service GmbH hinsichtlich der Befreiung von
der Rundfunkgeblhr nicht entgegensteht.

3.8. Eine mundliche Verhandlung konnte gemafl § 24 Abs. 1 i.V.m. Abs. 4 VWGVG entfallen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Die Revision ist gemalk § 25a Abs. 1 VWGG i.V.m. Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die vorliegende Entscheidung folgt - wie
dargelegt - der zitierten (und als solcher einheitlichen) Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VWGH
29.05.2006, 2005/17/0242; 21.03.2013,2012/09/0120; ferner VwGH 18.12.2014, Ra 2014/07/0002; vgl. auch VwGH
22.01.2015, Ra 2014/06/0055; 23.06.2015, Ra 2015/22/0040).
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